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Vergleich mit der bestehenden Regelung

Heute /n/'f/'af/Ve

Arzt-, Pflege-
und
Spitalkosten

Finanzierung

Sofern die Frau 270 Tage vor der Nie-
derkunft einer Krankenkasse beigetreten
ist, zahlt diese wie bei Krankheit (Fran-
chise und 10 Prozent Selbstbehalt). Still-
geld von Fr. 50.— möglich.

Freiwillig, mit Prämien; Taggeldversiche-
rung ebenfalls freiwillig und teuer, falls
sich der Arbeitgeber nicht beteiligt.

Alle Kosten bei Schwan-
gerschaft und Geburt ge-
deckt.

Obligatorisch, mit Beiträ-
gen nach AHV-System.

Mutterschafts- Wöchnerinnen dürfen in den ersten 8

Urlaub Wochen nach der Geburt nicht beschäf-
tigt werden (Verkürzung der Frist auf 6

Wochen mit Arztzeugnis möglich).

Lohnfortzahlung Durch den Arbeitgeber in gleichem Um-
fang wie bei Krankheit: Im ersten Be-
schäftigungsjahr sind mindestens 3 Wo-
chen vorgeschrieben; nachher je nach
Dienstjahren. Vielfach günstigere Bestim-

16 Wochen, wovon minde-
stens 10 Wochen nach der
Niederkunft.

Durch Mutterschaftsversi-
cherung: Bei niedrigem
Einkommen 100 Prozent,
bei hohem Einkommen
weniger als 100 Prozent.

Elternurlaub Keiner. Mindestens 9 Monate mit
mindestens teilweisem
Ersatz des Einkommens-
ausfalls.

Kündigungs-
schütz

Je 8 Wochen vor und nach der Geburt. Gesamte Dauer der
Schwangerschaft, des
Mutterschafts- und Eltern-
Urlaubs.

Besuch im Gemeinschaftshaus
Bändlistrasse
Frau Dora Ga//usser, Vizepräsidentin der
Zürcher Frauenzentrale und Präsidentin
des Vorstandes des Gemeinschaftshauses
Bändlistrasse, begrüsste am 21. Septem-
ber rund 20 Anwesende, davon leider nur

12 — zwölf! — Mitglieder unseres Vereins.
Sie erläuterte Sinn und Zweck des Ge-
meinschaftshauses und rekapitulierte die

Entstehungsgeschichte;
1968: Mangel an Wohnraum, besonders
für Leute, die sich nicht selber helfen kön-
nen. Wohnhäuser für alleinstehende Müt-
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ter gab es wohl einige, von Nasenrümp-
fern als «Ghetto» bezeichnet. Betagte des
unteren Mittelstandes, die keinen Anspruch
auf die Vergünstigungen des sozialen
Wohnungsbaues erheben konnten, fanden
kaum eine Bleibe zu erschwinglichen Zin-
sen. Wohnungen für erwerbstätige Behin-
derte, die mehr Platz und andere Einrich-
tungen nötig haben, lagen auch nicht
«drin» beim normalen Wohnungsbau.
1969: Institutionen, die sich um diese
Gruppen von Mitbürgern kümmern, hat-
ten in der Regel nicht genügend Reser-
ven, um allein bauen zu können und such-
ten darum den Zusammenschluss.

1970 wird die Genossenschaft Gemein-
schaftshaus gegründet und der Baube-
schluss gefasst.
1974: Im Herbst wurde das gemeinsam
gebaute Haus bezogen. Die Gelehrten hat-
ten uns entgegengehalten: Wie kann man
nur solche «Randgruppen» zusammenfüh-
ren? Sie haben nicht recht behalten.
Schwierigkeiten? Nicht mehr als in jedem
Mehrfamilienhaus. Keine theoretische Per-
fektion, aber das unter den gegebenen
Umständen Mögliche. Es ging darum,
Menschen, die grössere Belastungen zu
tragen haben als wir Durchschnittsbürger,
behilflich zu sein, dem Leben etwas von
der Härte des Alltags, des Alleinseins zu
nehmen, versuchen, gerade soviel Anre-
gung zu geben, dass man nicht nur anein-
ander vorbei, sondern ein kleines Stück
weit miteinander lebt.
1977: Das Experiment ist gelungen, die
Krippe platzt bereits aus den Nähten, An-
fangsschwierigkeiten sind behoben, das
Tram fährt vors Haus, Einkaufsmöglich-
keiten sind geschaffen, ebenso Schule
und Freizeitzentrum. Durch ein grosszü-

giges Legat konnte das Defizit getilgt wer-
den!
Wir hatten Gelegenheit, eine grosszügig
konzipierte 1-Zimmer-Wohnung zu besieh-
tigen. Ferner eine Invalidenwohnung, de-
ren besondere Merkmale sind: keine Tür-
schwellen, Badezimmer und WC extra
breit, mit zusätzlichen Griffen versehen,
spezielle Küchenmöbel für Rollstuhlbenüt-
zer. Eine 2V2-Zimmer-Mütterwohnung fiel
ebenfalls durch ihre Geräumigkeit und ge-
schickte Gliederung auf.
Eine kompetente Schwester (sie war von
Anfang an dabei) leitet die vorbildliche
KYnder/cr/ppe, unterstützt von 14 bis 16

Angestellten. Die Kinder — derzeit sind
es 40 bis 50 — sind in 4 Familiengruppen
eingeteilt. Die Krippe ist rund um die Uhr
geöffnet, weil manche Mütter unregelmäs-
sig arbeiten. Sie steht übrigens auch El-
tern aus der Umgebung zur Verfügung
und ist auch noch Hort für Schulkinder,
jedoch nur für Hausbewohner. Wir sahen
Kinder spielen und basteln, die reich de-
korierten Wände zeugen davon. Unwill-
kürlich dachten wir an andere Kinder in
kleinen Wohnungen, in oft kinderfeindli-
chen Häusern, deren Mütter niemals soviel
Zeit aufwenden können wie diese jungen
Leiterinnen. Im Baby-Zimmer (das jüngste
ist 3 Monate alt) herrschte absolute Ruhe,
Schlafstunde.
Offo Sp/V/mann, Inspirator des Experiments
Gemeinschaftshaus, erklärte uns beim
Kaffee, dass der Gemeinschaftsraum eine
finanzielle Belastung sei. Er kostet samt
Keller etwa 23 000 Franken jährlich. Die
Kosten können nicht auf die Mieter über-
wälzt werden, und die Stadt zahlt nichts
daran. Benützt wird er fürs Altersturnen
und für Gottesdienste, sonst leider kaum.
Man konzipierte den Raum als Stätte der
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Begegnung, ging aber offenbar von fal-
sehen Voraussetzungen aus. Die tagsüber
berufstätigen Mütter verbringen die
Abende meistens lieber mit ihren Kindern
in der Wohnung. Auch die übrigen Be-
wohner des Hauses meldeten bisher keine
Kontaktbedürfnisse an. Eine Durchmi-
schung der verschiedenen Gruppen hat
sich bis jetzt nicht ergeben. Auch Ersatz-
grossmütter scheinen unter diesen Bedin-
gungen eine Illusion zu sein. Die Woh-
nungen werden von den verschiedenen
Organisationen zugewiesen. Bedingung ist
die Niederlassung in der Stadt Zürich. Es
können auch Ausländer und Ausserkan-
tonale aufgenommen werden.

Die Ehefrau und die Banken
Der Prozess wegen Nötigungsversuchs
gegen eine Zürcher Rechtsanwältin hat
vor wenigen Monaten die Praxis der Zür-
eher Kantonalbank bei der Abwicklung
von Geschäften mit verheirateten Kundin-
nen ins Rampenlicht gerückt. Anlass zum
Strafverfahren, das mit einem Freispruch
endete, war ein Telefongespräch der An-
wältin mit einem Bankverwalter gewesen.
Die Anwältin hatte sich vehement für eine
Klientin eingesetzt, eine Gastarbeiterin,
die aus eigenem Verdienst bei der Bank
ein Sparheft eröffnet und als ihr Sonder-
gut auch stets verwaltet hatte. Als sie, in
Scheidung begriffen, für Miete und Ein-
richtung einer eigenen Wohnung Geld
abheben wollte, wurde ihr die Auszahlung
mit der Begründung verweigert, der Ehe-
mann habe das Sparheft sperren lassen.
Steht die Zürcher Kantonalbank mit die-
ser Praxis allein da, oder wird auch von
anderen Banken so gehandelt? Diese
Frage stellte sich manche Inhaberin eines
Sparheftes; sie wurde auch von der Zür-

eher Frauenzenfra/e als Thema einer Mit-
gliederversammlung aufgenommen. Dr.
iur. Verena /Warty und /War/'anne Häuser,
beide Prokuristinnen bei der Schweiz.
Bankgesellschaft, sowie Dr. iur. Rosmar/'e
Hmbr/chf, Rechtskonsulentin bei der Zür-
eher Kantonalbank, befassten sich mit
den Grundlagen nach dem heute noch
geltenden Eherecht und mit deren Aus-
Wirkungen in der Bankpraxis.
Einleitend konnte die Präsidentin der Zür-
eher Frauenzentrale, Dr. iur. E/se/offe
/Weyer-Frö/7//cö, auf die Umfrage einer
Zürcher Juristin bei sämtlichen schweize-
rischen Kantonalbanken und bei den
Grossbanken hinweisen. Nur drei der
antwortenden Bankinstitute, die Schwei-
zerische Volksbank, die Kantonalbank von
Bern und die Soiothurner Kantonalbank,
erklärten, dass dem Antrag eines Eheman-
nes auf Sperrung von Guthaben seiner
Frau nicht entsprochen werde. Eine ähn-
liehe Haltung soll auch die Migrosbank
einnehmen. 19 andere Banken begründe-
ten ihre Einwilligung in ein derartiges Be-
gehren mit dem geltenden ehelichen Gü-
terrecht.
Rund 95 Prozent der Eheleute stehen un-
ter dem ordentlichen Güterstand der Gü-
terverbindung: Der Mann nutzt und ver-
waltet nicht nur das eheliche Vermögen,
sondern auch das eingebrachte Frauen-
gut. Frei verfügen kann die Frau nur über
ihr Sondergut, das hauptsächlich aus ei-
nem selbständigen, d. h. nicht im Geschäft
des Mannes geleisteten Arbeitserwerb ent-
steht. Für die Behauptung von Sondergut
ist die Ehefrau jedoch beweispflichtig.
Diese gesetzlichen Vorschriften beeinflus-
sen die Haltung der Banken. Für Erspar-
nisse aus selbständiger Berufstätigkeit hat
sich für verheiratete, unter dem Güter-
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